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Magdeburg, 29. November 2022 

 

 

 

Novellierung der Verordnung über zusätzliche düngerechtliche Vorschriften 

 

Ihr Schreiben vom 15. November 2022 - 42.1-DüngeRzusVO - 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zu der Novellierung der Verordnung über zusätzli-

che düngerechtliche Vorschriften (DüngeRZusVO) Stellung nehmen zu können.  

 

Vorab weisen wir daraufhin, dass die eingeräumte Frist zur Stellungnahme selbst mit 

der gewährten Fristverlängerung nicht angemessen i. S. v. § 160 Kommunalverfas-

sungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt ist. Wir erwarten, dass bei künftigen Gesetz-

gebungs- und Verordnungsvorhaben die Fristen so bemessen werden, dass Gelegen-

heit besteht, in unseren Gremien eine Abstimmung herbeizuführen.  

 

Mit der Novellierung der Vorschriften verdoppelt sich die betroffene landwirtschaftliche 

Nutzfläche. Damit einhergehend steigt die Relevanz der neuen und überarbeiteten recht-

lichen Regelungen im Verwaltungsvollzug für die Landkreise und kreisfreien Städte im 

erheblichen Umfang. Ebenso steigt der Umfang der notwendigen Kontrollen und bei der 

Beschwerdebearbeitung.  

 

Der Verordnungsentwurf enthält allerdings weder eine Berechnung des Mehraufwandes 

der Vollzugsbehörden noch eine Kostenausgleichsregelung. Da auch eine wesentliche 
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Erweiterung des Aufgabenbestandes das Land zum Kostenausgleich gemäß Art. 87 

Abs. 3 der Landesverfassung verpflichtet, ist der Verordnungsentwurf entsprechend zu 

ergänzen. 

 

Wir gehen davon aus, dass insbesondere kleine landwirtschaftliche Betriebe, Einzelun-

ternehmer und vor allem diejenigen, die im Nebenerwerb landwirtschaftlich tätig sind, 

nunmehr einen erhöhten Informations- und Aufklärungsbedarf haben. Hierzu erwarten 

wir, dass das Land die Betroffenen in geeigneter Art und Weise informiert.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

        

 

Bernward Küper     Heinz-Lothar Theel 

Landesgeschäftsführer     Geschäftsführendes 

Städte- und Gemeindebund   Präsidialmitglied 

Sachsen-Anhalt     Landkreistag Sachsen-Anhalt 

 


